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Motive für die Neuregelung und ihre wichtigsten Momente3 4

In den vergangenen Jahren haben sich in den Aufgaben, der 
Struktur und der Tätigkeit des RGW bedeutsame Verände­
rungen vollzogen, die sich auch auf Fragen der Rechtsstellung 
auswirken, obwohl statusbezogene Regelungen selbstver­
ständlich eine größere Stabilität aufweisen als solche prozeß­
bezogenen Charakters.

Von gravierendem Einfluß auf den Rechtsstatus des RGW 
ist vor allem die Tatsache, daß sich seine Rolle in den inter­
nationalen Beziehungen bedeutend erhöht hat, seine Ver­
bindungen mit Staaten und internationalen Organisationen 
erheblich erweitert wurden und seine internationale Autori­
tät insgesamt beträchtlich gewachsen ist. In bezug auf die 
Mitgliedsländer hat sich die Rolle des RGW als „kollektiver 
Organisator“ ihrer wirtschaftlichen und wissenschaftlich- 
technischen Zusammenarbeit verstärkt, was auch im Ausbau 
der eigenen Rechte des Rates als juristisch selbständige In­
stitution seinen Niederschlag findet. Ferner hat die Intensi­
vierung der Zusammenarbeit im RGW dazu geführt, daß die 
politische und fachliche Verantwortung und Autorität der 
Vertreter und Experten der Länder in den RGW-Organen 
sowie der hauptamtlichen Mitarbeiter des Sekretariats des 
RGW zugenommen haben. Schließlich konnte nicht unbe­
rücksichtigt bleiben, daß der allgemeine Standard des recht­
lichen Regimes der internationalen Organisationen weltweit 
angehoben wurde, was insbesondere in der unter den Auspi­
zien der UNO ausgearbeiteten Wiener Konvention über die 
Vertretung von Staaten in ihren Beziehungen mit internatio­
nalen Organisationen universellen Charakters vom 14. März 
1975'* zum Ausdruck kommt.

All diese Gründe veranlaßten das Exekutivkomitee des 
RGW zu dem Beschluß, eine Revision der Konvention vom
14. Dezember 1959 vorzunehmen. Eine wesentliche Aufgabe 
bestand darin, die Konvention mit dem in den Jahren 1974 
und 1979 in einigen wichtigen Punkten vervollkommneten 
Statut des RGW in Übereinstimmung zu bringen.5 Es versteht 
sich, daß die mit der Erfüllung dieser Aufgabe betrauten 
juristischen Experten auch bemüht waren, Regelungslücken 
zu schließen, die in der Praxis der Anwendung der Konven­
tion aufgetreten waren, Auslegungsfragen zu klären, redak­
tionelle Verbesserungen vorzunehmen und die Konvention 
insgesamt regelungsmethodisch auf ein höheres Niveau zu 
heben, was sich u. a. in der tieferen inhaltlichen Gliederung 
des normativen Materials sowie in der präzisen Definition 
der in der Konvention verwendeten juristischen Termini 
zeigt (vgl. Art. 1 der Konvention). Dabei erwies es sich als 
zweckmäßig, anstelle der ursprünglich ins Auge gefaßten 
Abänderung und Ergänzung der Konvention von 1959 einen 
vollständig neuen Konventionsentwurf auszuarbeiten, der 
selbstverständlich die substantiell unveränderten Rechtsnor­
men der bisherigen Regelung in sich aufnimmt, aber den 
wesentlich umfangreicheren, ergänzten und präzisierten Nor­
menkomplex in eine neue, übersichtliche und praktisch 
handhabbare Regelungsstruktur bringt.

Die wichtigsten inhaltlichen Neuerungen bzw. Veränderung 
gen gegenüber der alten Konvention betreffen folgende Re­
gelungsobjekte :
— die internationale Rechtsfähigkeit des RGW (Art. 2);
— die Rechte des Rates als internationale Organisation auf 

dem Territorium der Mitgliedsländer (Art. 3 bis 11);
— den Kreis der in die Regelung einbezogenen Personen und 

den Umfang der Rechte dieser Personen (Art. 12 bis 18);
— den Status der Ständigen Vertretungen der Mitgliedslän­

der beim RGW (Art. 15);
— die Beziehungen zwischen dem RGW und den Mitglieds­

ländern im Zusammenhang mit den Fragen, die den Ge­
genstand der Konvention bilden (Art. 19 bis 22);

— die Stellung der Vertreter von Nichtmitgliedsländern in 
den RGW-Organen (Art. 18).
Im folgenden wird — ohne alle Veränderungen im einzel­

nen darzulegen — auf einige der sich in diesem Zusammen­
hang ergebenden grundsätzlichen Aspekte des völkerrechtli­
chen Status des RGW eingegangen.

Die internationale Rechtsfähigkeit des RGW

Für das aktive Auftreten des RGW in den internationalen 
Beziehungen ist die eindeutige Fixierung seiner internatio­
nalen Rechtsfähigkeit sowohl von prinzipieller als auch von 
unmittelbar praktischer Bedeutung. Es ist heute im allgemei­
nen unbestritten, daß die internationalen (zwischenstaatli­
chen) Organisationen Völkerrechtssubjekte sind.6 Sie sind 
dies jedoch — im Unterschied zu den Staaten, die allein kraft

ihrer tatsächlichen Existenz Völkerrechtssubjektivität besit­
zen7 — nicht а priori oder auf Grund einer allgemeinen Völ­
kerrechtsnorm, sondern auf der Grundlage einer entsprechen­
den Willensübereinstimmung der Staaten, die sie gebildet 
haben. Diese Willensübereinstimmung wird gewöhnlich in 
den Gründungsdokumenten der betreffenden Organisationen 
zum Ausdruck gebracht, denen folglich für die Ermittlung 
der internationalen Rechts- und Handlungsfähigkeit der Or­
ganisationen entscheidende Bedeutung zukommt.

Beim RGW gab es in dieser Hinsicht in der Vergangen­
heit einige Probleme. Er wurde im Jahre 1949 auf der Grund­
lage einer nichtformellen Vereinbarung der Teilnehmerlän­
der gegründet. Erst im Jahre 1959 erhielt der RGW Statut und 
Konvention. Obwohl das Statut spezielle Bestimmungen über 
die Beziehungen des Rates zu anderen Ländern und interna­
tionalen Organisationen enthielt (vgl. Art. X und XI des Sta­
tuts i. d. F. von 1959), tauchten auch danach in westlichen 
Staaten Zweifel an der internationalen Rechtsfähigkeit des 
RGW auf, die sich insbesondere im Zusammenhang mit der 
Initiative des RGW zur Aufnahme vertraglicher Beziehungen 
mit der EWG störend bemerkbar1 machten. Nach der Ände­
rung des RGW-Statuts vom 21. Juni 1974, als dem Rat eine 
generelle Vertragsabschlußbefugnis eingeräumt wurde (vgl. 
Art. Ill Ziff. 2 Buchst, b des Statuts i. d. F. vom 28. Juni 1979), 
sind diese Zweifel offenbar beseitigt8 9.

In der Konvention blieb in dieser Beziehung jedoch noch 
eine Regelungslüeke bestehen. Der Art. I, der dem Titel nach 
die Rechtsfähigkeit des Rates allgemein betraf, erfaßte sei­
nem Inhalt nach tatsächlich nur die innerstaatliche (zivil- 
rechtliche) Rechts- und Handlungsfähigkeit des RGW (der 
Rat ist juristische Person und berechtigt, Verträge abzuschlie­
ßen, Vermögen zu erwerben, vor Gericht aufzutreten usw.). 
Dies konnte — bei Ignorierung der primär relevanten Be­
stimmungen des Statuts — Anlaß für fälschliche Interpreta­
tionen der Rechtsfähigkeit des RGW sein bzw. in dieser 
Hinsicht Mißverständnisse erzeugen.9

Es war deshalb geboten, die Regelung über die Rechts­
fähigkeit des Rates mit dem Statut in Übereinstimmung zu 
bringen und entsprechend zu ergänzen. Dies ist in Art. 2 der 
Konvention geschehen, der nunmehr die Rechtsfähigkeit des 
Rates komplex, d. h. sowohl seine internationale als auch 
seine innerstaatliche Rechtsfähigkeit, regelt. Unter dem Titel 
„Rechtsfähigkeit“ ist in Art. 2 Ziff. 1 festgelegt, daß der Rat 
berechtigt ist, völkerrechtliche Abkommen abzuschließen, und 
daß er im Hoheitsgebiet jedes Mitgliedslandes des Rates die 
in der Konvention festgelegten Privilegien und -Immunitäten 
genießt. Damit ist eindeutig klargestellt, daß der Rat diejeni­
gen Befugnisse besitzt, die seine internationale Rechtsfähig­
keit maßgeblich charakterisieren: nämlich das völkerrechtli­
che Vertragsabschlußrecht und das Recht auf Inanspruch­
nahme völkerrechtlicher Immunitäten und Privilegien.

Beide Rechte sind die entscheidenden Indizien für die 
Völkerrechtssubjektivität des RGW. Wie bei internationalen 
Organisationen allgemein üblich, ist auch in den Gründungs­
dokumenten des RGW nicht ausdrücklich formuliert, daß er 
Völkerrechtssubjekt ist; vielmehr ergibt sich seine Völker- 
rechtssubjektivität — hierin wie im Prinzip alle internationa­
len Organisationen dem Vorbild der UNO folgend10 — aus
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